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Die beste und sicherste Tarnung
ist immer noch

die blanke und nackte Wahrheit.
Die glaubt niemand!

MAX FRISCH (1911 – 1991)

Bremen. Bei der Luftqualität stehen Bremen
und Niedersachsen aktuell gut da: Im Coro-
na-Jahr 2020 wurden alle gesetzlichen Grenz-
werte für Feinstaub und Stickstoffdioxid ein-
gehalten. Legt man allerdings die verschärf-
ten Grenzwerte an, die die Weltgesundheits-
organisation (WHO) nun empfiehlt, sieht das
anders aus. Laut Umweltbundesamt regist-
rierten 2020 im Jahresmittel 83 Prozent aller
Messstationen in Deutschland einen Stick-
stoffdioxid-Wert oberhalb des neuen
WHO-Grenzwerts. Beim gröberen Feinstaub
PM10 waren es demnach 36 Prozent, bei der
PM2,5-Variante 99 Prozent.

Bereits seit Jahren fordert die WHO stren-
gere Vorgaben für den Ausstoß von Stick-
stoffdioxid, Feinstaub und weiteren Schad-
stoffen als die Europäische Union. Für die
EU – und damit auch Deutschland – gilt der-
zeit, dass aufs Jahr gerechnet maximal 40 Mi-
krogramm Stickstoffdioxid (NO2) pro Kubik-
meter Luft emittiert werden dürfen. Beim
Feinstaub sind es je nach Partikelgröße eben-
falls 40 Mikrogramm (Durchmesser weniger
als zehn Mikrometer, PM10) beziehungs-
weise 25 Mikrogramm (PM2,5) pro Kubikme-
ter Luft jährlich. Die WHO fordert nun, diese
Werte auf ein Maximum von zehn Mikro-

gramm beim Stickstoffdioxid und beim Fein-
staub auf 15 (PM10) und fünf Mikrogramm
(PM2,5) zu senken. Das entspricht einer Re-
duzierung von bis zu 80 Prozent des jeweili-
gen Schadstoffausstoßes.

Zusätzlich soll laut WHO für NO2 ein
24-Stunden-Höchstwert von 25 Mikrogramm
pro Kubikmeter Luft gelten. Legt man die-
sen Maßstab an die aktuellen Werte der neun
Bremer Luftmessstationen an, ergibt sich,
dass es am vergangenen Freitag an zwei der
drei verkehrsnahen Messpunkte Überschrei-
tungen gegeben hätte: An der Straße Am
Dobben registrierte die Station binnen 24
Stunden 33 Mikrogramm Stickstoffdioxid
und an der Cherbourger Straße in Bremer-
haven 44 Mikrogramm.

Die niedersächsischen Städte Hannover
und Osnabrück überschritten zuletzt 2019
den aktuell gültigen Stickstoffoxidgrenzwert
mit 43 beziehungsweise 44 Mikrogramm pro
Kubikmeter. Beim PM2,5-Feinstaub liegen
sie laut der Europäischen Umweltagentur in
einem guten Bereich: In Hannover wurden
in den vergangenen beiden Jahren im Schnitt
8,63 Mikrogramm Feinstaub jährlich gemes-
sen, in Osnabrück 8,67 Mikrogramm. Bremen
liegt mit 10,22 Mikrogramm im moderaten
Bereich, ebenso wie Bremerhaven (10,04).
Alle vier Städte jedoch würden die neue
WHO-Empfehlung von fünf Mikrogramm
deutlich überschreiten.

Bremens Umweltsenatorin Maike Schae-
fer (Grüne) spricht sich dafür aus, die stren-
geren Grenzwerte ernst zu nehmen: „Die
neuen Leitlinien sollten tatsächlich konse-
quent umgesetzt und aus den Leitlinien die
entsprechenden Maßnahmen abgeleitet
werden, beispielsweise eine Verkehrswende
und die damit einhergehende Stärkung des
Umweltverbundes, bestehend aus dem öf-
fentlichen Nahverkehr, dem Fahrrad- und

Feinstaubkonzentration soll sinken
Weltgesundheitsorganisation empfiehlt strengere Grenzwerte – mehrere Bremer Messstationen liegen darüber

von Katia BacKhaus

„Kohlenmonoxide
und Stickoxide

können Entzündungen
der Atemwege hervorrufen.“

Prof. Dieter Ukena, Chefarzt des
Bremer Zentrums für Lungenmedizin

Regeln anpassen

D ie WHO rät dazu, die Grenzwerte
für Luftschadstoffe wie Feinstaub
und Stickstoffoxid deutlich herab-

zusetzen. Reicht es nicht mal mit den im-
mer schärferen Regeln?

Nein. Nicht ohne Grund wird seit vielen
Jahren bundesweit an Messstationen über-
prüft, wie die Luftqualität ist und wie sie
von Verkehr und Industrie beeinflusst
wird. Nicht ohne Grund gibt es Umwelt-
zonen, die Verkehrsemissionen in den
Städten begrenzen sollen. Studien zeigen

immer deutlicher, dass Schadstoffe wie
Feinstaub einen ernst zu nehmenden Ein-
fluss auf die Sterblichkeit und Krankheiten
wie Krebs haben. Nur weil das lange in
dieser Deutlichkeit nicht bekannt war, be-
deutet das nicht, dass man sich auf den bis
jetzt erreichten Luftqualitätswerten ausru-
hen kann.

Wenn klar wird, dass bestimmte Stoffe
und Substanzen – sei es Feinstaub, sei es
ein Weichmacher im Plastik – die Gesund-
heit aller gefährden, ist der Moment ge-
kommen, die bisherigen Maßnahmen zu
überdenken. Nur so geht es weiter: Indem
bestehende Regeln an die Realität ange-
passt werden, um möglichst vielen Men-
schen ein gesundes Leben zu ermöglichen.

katia.backhaus@weser-kurier.de

Katia Backhaus
über Luftqualität

KOMMENTAR

CDU fordert mehr Tempo bei Wohngeldanträgen
Warterei für die Betroffenen als „unwürdigen Zustand“ kritisiert – Ende Juli lagen 3900 offene Anträge vor

Bremen. Die Bürgerschaftsfraktion der CDU
fordert vom Senat konkrete Lösungen in Sa-
chen Wohngeld. Anlass ist die Senatsantwort
auf eine Anfrage der CDU, in der das Baures-
sort teils monatelange Wartezeiten bei
Wohngeldanträgen bestätigt. „Die Men-
schen sind auf das Wohngeld angewiesen
und abhängig von einer zügigen Bearbei-
tung“, sagt Sigrid Grönert, sozialpolitische
Sprecherin der CDU-Fraktion. Die Warterei
sei für die Betroffenen ein „unwürdiger Zu-
stand“, so Grönert, „der Senat gibt sich so-
zial, der Output ist bei der Gewährung von
Wohngeld allerdings das krasse Gegenteil
davon.“

Der Antwort zufolge lagen der Wohngeld-
stelle, die zum Ressort von Bausenatorin
Maike Schaefer (Grüne) gehört, Ende Juli
3900 offene Anträge vor – die meisten davon

aus diesem Jahr. Im Regelbetrieb sei eine Ent-
scheidung über die Anträge innerhalb von
zwei Monaten möglich. Sofern alle Unterla-
gen vorliegen würden, könne der Bescheid
auch in wenigen Wochen erfolgen, heißt es
in der Antwort. In der Praxis sieht es schon
seit einiger Zeit anders aus. Die Wohngeld-
stelle ist personell unterbesetzt,
was auch die Behörde bestätigt.
Aktuell würden daher von der
Antragstellung bis zur ersten
Prüfung sieben Monate verge-
hen. Müssen die Sachbearbeiter
fehlende Unterlagen anfordern,
könne es bis zur Entscheidung
zehn Monate dauern.

„Aus vollmundigen Ankündi-
gungen, das Wohngeld stärken
zu wollen, sind stets nur Lippen-
bekenntnisse geblieben. Die ak-
tuellen Bearbeitungszeiten zei-

gen dringenden Handlungsbedarf“, sagt Grö-
nert. Die CDU-Politikerin bemängelt lange
gewachsene Missstände. Seit Jahren sei die
Wohngeldstelle unterbesetzt. Laut Senat
sind 25 Mitarbeiter für die Bearbeitung von
Wohngeldanträgen zuständig. Aus dem Bau-
ressort hieß es Ende Juli, dass die Anwesen-

heitsquote coronabedingt in den
vergangenen Monaten sehr häu-
fig bei 50 bis 60 Prozent gelegen
habe. Es sei zeitweise nicht mög-
lich gewesen, in Teams zu arbei-
ten. Zudem verweist die Behörde
auf eine seit Jahren steigende An-
zahl von Anträgen.

Die CDU hat mit ihrer Anfrage
auch auf die Personalplanung in
der Wohngeldstelle abgezielt.
Aktuell seien mehrere befristete
und unbefristete Stellen ausge-
schrieben, heißt es in der Ant-

wort. Zudem gebe es Überlegungen, eine zu-
sätzliche Führungskraft anzustellen. Ende
des Jahres sollen diese Stellen besetzt sein.
Die Behörde betont aber auch, über die Neu-
besetzungen hinaus keinen Stellenbedarf zu
sehen. Andererseits habe man Bedarf an so-
genannten Pool-Kräften bei der Finanzbe-
hörde angemeldet. In den vergangenen Jah-
ren hatte das Finanzressort immer wieder
Mitarbeiter abgestellt, um die Wohngeld-
stelle personell zu entlasten. Aktuell sei das
allerdings nicht der Fall.

„Man kann nicht jahrelang erfolglos Bes-
serung in Aussicht stellen. Es muss sofort et-
was getan werden, damit Wohngeldberech-
tigte sich nicht beim Jobcenter melden oder
bei Verwandten Geld zur Überbrückung lei-
hen müssen“, fordert Grönert. Die CDU-Frak-
tion teilt mit, das Thema Wohngeld mit
einem entsprechenden Antrag in die kom-
mende Bürgerschaft einbringen zu wollen.

von Felix Wendler
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Bei Überfall mit Messer verletzt

Bremen. Die Polizei hatte am Wochen-
ende wieder zwei arbeitsreiche Nächte.
Allein in der Zeit von 21 Uhr am Sonn-
abend bis Sonntag um 6 Uhr wurden in
der Leitstelle im gesamten Stadtgebiet
mehr als 200 Einsätze registriert. Rund
um den Osterdeich kam es zu mehreren
Eigentums- und Gewaltdelikten.

Um kurz nach 1 Uhr am Sonnabend ge-
rieten zwei Gruppen an der Blücherstraße
aneinander. Dabei setzte ein Unbekann-
ter Pfefferspray ein. Vier Frauen und ein
Mann im Alter von 20 bis 22 Jahren erlit-
ten leichte Verletzungen. Der Täter trug
eine orangefarbene Jacke und flüchtete
in Richtung Osterdeich.

Schwerpunkt Osterdeich
Dort lag in beiden Nächten ein Einsatz-
schwerpunkt der Polizei. Rund um den
Fähranleger am Osterdeich hielten sich
in der Spitze 250 bis 350 Personen auf. Am
Sonntag gegen 3.30 Uhr zog dort eine
17-Jährige ihre Kontrahentin zunächst an
den Haaren zu Boden und trat ihr an-
schließend gegen den Hinterkopf und ins
Gesicht. Die 19-Jährige erlitt leichte Ver-
letzungen. Nach einer kurzen Flucht stell-
ten Einsatzkräfte die Verdächtige.

Am frühen Sonntagmorgen, kurz vor 4
Uhr, hielt ein Unbekannter einem 33-Jäh-
rigen am Fähranleger ein Messer an den
Hals und forderte ihn auf, Bargeld und
Handy herauszugeben. Beim Abwehrver-
such verletzte ihn der Räuber an der
Hand. Der Täter flüchtete anschließend
mit dem entwendeten Handy stadtaus-
wärts. Rettungskräfte versorgten den 33
Jahre alten Mann und brachten ihn zur
Behandlung in ein Krankenhaus. Zeugen-
hinweise nimmt der Kriminaldauerdienst
unter Telefon 0421/3623888 entgegen.

Am Sonntag kam es gegen 1.40 Uhr
während einer Anzeigenaufnahme nach
einer sexuellen Belästigung zu Sprechge-
sängen gegen die Polizei. Ein 19-jähriger
Bremer beleidigte dabei die Polizisten mit
den Worten „ACAB“. Ihn erwartet eine
Anzeige. Auf der Einsatzfahrt zu einer
Schlägerei wurde ein Streifenwagen am
Sielwall am Sonntag gegen 3.30 Uhr mit
einer Flasche beworfen.

Polizei wieder
im Dauereinsatz

JFJ

Bremen. Zwei Autos sind in der Nacht zu
Sonnabend in der Gartenstadt Süd aus-
gebrannt. Verletzt wurde niemand. An-
wohner hatten gegen 22.45 Uhr einen
brennenden Transporter an der Peter-
Weiss-Straße bemerkt, das Feuer griff
auch auf ein daneben geparktes Fahrzeug
über. Einsatzkräfte der Polizei sperrten
die Straße ab. Der Brand wurde durch die
Feuerwehr gelöscht. An beiden Fahrzeu-
gen entstand erheblicher Sachschaden.
Die Polizei hat die Ermittlungen wegen
Brandstiftung aufgenommen und bittet
um Zeugenhinweise unter der Telefon-
nummer 0421/3623888.

Hoher Schaden
bei Autobränden

GARTENSTADT SÜD

JFJ

Bremen. Eine Gruppe von fünf oder sechs
jungen Männern hat in der Nacht von
Freitag auf Sonnabend im Ostertor einen
29-Jährigen überfallen und beraubt. Er
war mit seiner Freundin gegen 2.20 Uhr
in der Straße Beim Steinernen Kreuz
unterwegs. Die Täter rissen ihm eine
Goldkette vom Hals und stahlen außer-
dem die Armbanduhr. Die Polizei stellte
wenig später in der Nähe sechs Verdäch-
tige, auf die die Zeugenbeschreibung
passte. Die gestohlene Uhr wurde in
einem geparkten Auto gefunden.

Nach Überfall
Tatverdächtige gestellt

OSTERTOR

HPP

Grenzwerte für Schadstoffe in der Luft sollen nach Empfehlung der WHO deutlich nach unten korrigiert werden. FOTO: BERND WEISSBROD/DPA

Fußverkehr.“ In Bremen sollen Fahrradpre-
miumrouten, zusätzliche Fahrradbrücken
und ein höherer Takt im ÖPNV für bessere
Luftqualität sorgen. Zudem werde derzeit
ein ticketloser Nahverkehr beziehungsweise
die Einführung eines 365-Euro-Tickets ge-
prüft, so Schaefer.

Martin Rode, Geschäftsführer des BUND
Bremen, hält die Reduzierung der Grenzwerte
für den richtigen Weg. Die WHO signalisiere
damit, dass bei der Einsparung von Emissio-
nen kein Ausruhen angesagt sei, sagt er.

Schadstoffbelastung sei nicht nur an den
Messstellen, sondern flächendeckend vorhan-
den. Wo eine hohe Verkehrskonzentration auf
viele Menschen treffe, die dort wohnen oder
arbeiten, bestünden die größten Problembe-
reiche. Häufig lebten an diesen Orten Men-
schen mit weniger Geld, was dem Thema eine
zusätzliche soziale Komponente verleihe.

Eine Sprecherin des Verbands der Automo-
bilindustrie erklärt, die Branche fühle sich
den Pariser Klimaschutzzielen verpflichtet
und sei bereits gut vorangekommen: „Seit

1990 ist die Emissionsentwicklung von Stick-
oxiden im Verkehrssektor in Deutschland um
68 Prozent gesunken. In den kommenden
Jahren ist durch die bestehende Emissions-
gesetzgebung eine weitere Verbesserung zu
erwarten.“ Um die Schadstoffreduktion im
Straßenverkehr zu fördern, entwickelten die
Unternehmen der deutschen Automobil-
industrie „modernste Technologien, unter
anderem zur effizienten Abgasreinigung so-
wie zur Reduktion des Bremsabriebs“.

Zur Begründung für die neue Empfehlung
zieht die WHO unter anderem die vor Kur-
zem publizierte Langzeituntersuchung des
europaweiten Forschungsprojekts „Elapse“
heran. Diese zeigt Zusammenhänge zwi-
schen der chronischen Belastung mit
PM2,5-Feinstaub, Ruß oder NO2 und einer
vorzeitigen Sterblichkeit auf. Dies gelte für
alle natürlichen Todesursachen und für Lun-
genkrebs, Herz-Kreislauf- und Atemwegs-
erkrankungen. Ein erhöhtes Gesundheitsri-
siko durch NO2 bestehe schon bei 20 Mikro-
gramm pro Kubikmeter.

„Ausgestoßene Kohlenmonoxide und
Stickoxide können Entzündungen der Atem-
wege hervorrufen“, erklärt Dieter Ukena,
Chefarzt des Bremer Zentrums für Lungen-
medizin. In der Folge steige das Herzinfarkt-
risiko. In Innenräumen entstehe häufig eine
noch höhere Feinstaubkonzentration als
draußen: „Besonders die ultrafeinen Parti-
kel können hier zum Gesundheitsproblem
werden, denn sie dringen bis in die Lungen-
bläschen vor, wo sie umso größeren Schaden
anrichten können.“


